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Liebe Mitbürger, 

die Entscheidungen, zu denen sich die Kanzlerin auf dem 

Gipfeltreffen der EU-Länder gezwungen sah, waren falsch. 

Wir, Wirtschaftswissenschaftlerinnen und 

Wirtschaftswissenschaftler der deutschsprachigen Länder, 

sehen den Schritt in die Bankenunion, die eine kollektive 

Haftung für die Schulden der Banken des Eurosystems 
bedeutet, mit großer Sorge. Die Bankschulden sind fast 

dreimal so groß wie die Staatsschulden und liegen in den fünf 

Krisenländern im Bereich von mehreren Billionen Euro. Die 

Steuerzahler, Rentner und Sparer der bislang noch soliden 

Länder Europas dürfen für die Absicherung dieser Schulden 

nicht in Haftung genommen werden, zumal riesige Verluste 

aus der Finanzierung der inflationären Wirtschaftsblasen der 

südlichen Länder absehbar sind. 



Wirtschaftswissenschaftliche Politikberatung in Deutschland

1. „Offiziell“ unabhängige Institutionen

- „Rat der Weisen“

- Monopolkommission

- wiss. Beirat Bundesversicherungsanstalt

- Große Wirtschaftsforschungsinstitute (RWI, DIW, Ifo,

HWWA, …)

- Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung

im Gesundheitswesen

- Beratergremium für den Armuts- und Reichtumsbericht 

…

2. Interessenvertreter

- Institut der deutschen Wirtschaft

- Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung

- Wissenschaftliches Institut der Ortskrankenkassen

- Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung

…



„Bezahlbare und hochwertige medizinische 
Versorgung für jedermann. Spitzenmedizin 

für jedermann grundsätzlich.“
Edmund Stoiber 2006

„Überlegungen zu einer Priorisierung stehen 
deshalb im BMG nicht auf der 

Tagesordnung“
Philipp Rösler 2009



„Wenn in einigen Staaten der 
letzteren auch ,höhere’
Unterrichtsanstalten 
,unentgeltlich’ sind, so heißt 
das faktisch nur, den höheren 
Klassen ihre 
Erziehungskosten aus dem 
allgemeinen Steuersäckel zu 
bestreiten.“

Kommentar von Karl Marx zum tertiären 
Bildungswesen in den USA, März 1875.









Quelle: Sondergutachten des Sachverständigenrates vom 5. Juli 2012



Erschienen 1997!



„The political leaders in Europe are 
prepared to ignore these adverse 
consequences because they see 
European Monetary Union as a way  
to further the political agenda of a 
federalist European Union.“
Martin Feldstein 1997







Wenn die Schuldner nicht 
zurückzahlen können, gibt es nur 
eine Gruppe, die die Lasten tragen 
sollte und auch kann: die Gläubiger 
selber, denn sie sind das 
Investitionsrisiko bewusst 
eingegangen und nur sie verfügen 
über das notwendige Vermögen. 





„Weder der Euro noch der europäische Gedanke als 

solcher werden durch die Erweiterung der Haftung auf 

die Banken gerettet; geholfen wird statt dessen der Wall 

Street, der City of London – auch einigen Investoren in 

Deutschland - und einer Reihe maroder in- und 

ausländischer Banken, die nun weiter zu Lasten der 

Bürger anderer Länder, die mit all dem wenig zu tun 

haben, ihre Geschäfte betreiben dürfen. 

Die Sozialisierung der Schulden löst nicht dauerhaft die 

aktuellen Probleme; sie führt dazu, dass unter dem 

Deckmantel der Solidarität einzelne Gläubigergruppen 

bezuschußt und volkswirtschaftlich zentrale 

Investitionsentscheidungen verzerrt werden.“
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